
Verhandlungsführung und gute Urteile der sozialisti­
schen Moral den Weg bereiten helfen.

Bei einer ideologisch klaren Einschätzung des Ver­
hältnisses zwischen dem übermäßigen Alkoholgenuß 
und der in diesem Zustand begangenen strafbaren 
Handlung kann es nicht schwer sein, die richtigen Ge­
sichtspunkte für das Maß der auszusprechenden Strafe 
zu finden. Dabei kann auf die Ausführungen im Urteil 
des Bezirksgerichts Schwerin — 1 Bs 54/58 — vom
4. Juni 19581 Verwiesen werden. Ob die Bejahung der 
erheblich verminderten Zurechnungsfähigkeit zu einer 
Milderung der Strafe führt (§ 51 Abs. 2 StGB), ist also 
nicht allein von der beschränkten Einsichtsfähigkeit des 
Täters abhängig, sondern dafür sind entscheidende Kri­
terien die Beziehungen zwischen der Persönlichkeit des 
Täters und den objektiven Faktoren seiner strafbaren 
Handlung. Diese objektiven Faktoren sind auch bei 
der Rauschtat (§ 330a StGB) bestimmend für den Grad 
der Gesellschaftsgefährlichkeit und damit für die Höhe 
der Strafe.

Inwieweit bei der Verurteilung die neuen Strafarten 
zur Anwendung kommen können, ist letztlich aus den 
gleichen, bereits oben erwähnten Gesichtspunkten zu 
bestimmen* 2 3; dabei wird ein Sachverhalt der Staatsver­
leumdung bzw. der staatsgefährdenden Hetze und Pro­
paganda, selbst wenn der Täter unter Einfluß von 
Alkohol handelte, grundsätzlich nicht für eine Straf­
milderung bzw. für die Anwendung der neuen Straf­
arten geeignet sein.2

Gerade bei Verbrechen, die nach dem Genuß alko­
holischer Getränke in einem Zustand der Enthemmung 
begangen werden, hat das Gericht ganz besonders durch 
seine Entscheidung repressiv und erzieherisch auf die 
Überwindung alter, spießerischer Anschauungen einzu­
wirken und für die Herausbildung bzw. Festigung der 
neuen sozialistischen Moral einzutreten.

Der weitere Weg zum Sieg des Sozialismus erfordert 
die breite Durchsetzung der sozialistischen Moralnor­
men.4 Diese Seite der neuen Aufgaben durch die 
Rechtsprechung zu erfüllen, ist ein Beitrag der Gerichte 
zur Erreichung des vom V. Parteitag der SED gestell­
ten Zieles.
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Oberreferent im Ministerium der Justiz

Erfahrungen aus der Überprüfung 
der Steuerfahndung beim Rat der Stadt Leipzig
Durch Rundverfügung des Generalstaatsanwalts der 

Deutschen Demokratischen Republik sind gern. § 99 
StPO der Steuerfahndung die Befugnisse eines Unter­
suchungsorgans — mit Ausnahme des Rechts der vor­
läufigen Festnahme — bei der Klärung von Abgaben­
verbrechen übertragen worden. Ihre Arbeit unterliegt 
demnach gern. § 17 StAG und § 97 StPO der Aufsicht 
des Staatsanwalts. Im allgemeinen ist bisher in der 
staatsanwaltschaftlichen Arbeit die Steuerfahndung — 
wie überhaupt das Steuerstrafrecht — als Stiefkind be­
handelt worden. Die Zahl der gerichtlich abgestraften 
Steuerdelikte ist im Verhältnis zu den vorliegenden 
Abgabenhinterziehungen sehr gering und die staats- 
anwaltschaftliche Aufsicht über die Untersuchungen 
der Steuerfahndung zur Ermittlung von Abgabenver­
brechen ist mehr oder minder, mangelhaft ausgeübt 
worden. Wie fehlerhaft das ist, zeigt das Ergebnis einer 
vom Staatsanwalt des Bezirks Leipzig — Abt. Stadt — 
durchgeführten Überprüfung der Steuerfahndung beim 
Rat der Stadt Leipzig.

Ermittlungsverfahren zur Klärung von Abgabenver­
brechen sind wie alle anderen Ermittlungsverfahren 
unter Beachtung aller Prinzipien des sozialistischen 
Strafprozeßrechts durchzuführen. Eines der Hauptprin­
zipien des Strafprozeßrechts ist der in § 1 Abs. 2 StPO 
fixierte Grundsatz der Beschleunigung, dem § 107 StPO 
mit der Festlegung einer Dreimonatsfrist, innerhalb der 
grundsätzlich alle Ermittlungverfahren abgeschlossen
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sein müssen, gerecht wird. Für die Steuerfahndung er­
geben sich die speziellen Fristen aus der Rundver­
fügung Nr. 7/53 des Generalstaatsanwalts der DDR. Da­
nach haben die Mitarbeiter der Steuerfahndung inner­
halb 24 Stunden nach Eingang der Anzeige über die 
Einleitung des Ermittlungsverfahrens zu entscheiden. 
Zur Bearbeitung eines Ermittlungsverfahrens steht 
ihnen eine Monatsfrist zu. Jede darüber hinausgehende 
Bearbeitungsdauer bedarf der Genehmigung des Staats­
anwalts.

Die bisherige Arbeit der Steuerfahndung Leipzig steht 
in krassem Widerspruch zu diesen einfachsten Regeln 
der Beschleunigung des Verfahrens. Die wenigsten Er­
mittlungsverfahren werden innerhalb der 24-Stunden- 
Frist nach Eingang der Anzeige eingeleitet. Es hat un­
möglich noch etwas mit Beschleunigung des Verfahrens 
zu tun, wenn am 12. September 1957 eine Anzeige ein­
geht und am 16. Mai 1958 die ersten Ermittlungen in 
dieser Sache vorgenommen werden, ohne daß bisher 
über die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens nach 
§ 106 StPO enschieden worden ist. Um die lange Zeit 
bis zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens nach 
§ 106 StPO zu überbrücken, leiten die Mitarbeiter der 
Steuerfahndung ein sog. Steuerermittlungsverfahren 
nach § 204 AbgO ein. Wenn damit genügend Zeit zur 
Überprüfung des Sachverhalts gewonnen ist, erfolgt 
erst die Einleitung des Verfahrens nach § 106 StPO. 
Gelten die Ermittlungen einem Preisvergehen, tritt § 15 
PreisstrafrechtsVO anstelle des § 204 AbgO. Wenn die 
Monatsfrist zum Abschluß der Ermittlungen nicht aus­
reicht, wird in den seltensten Fällen der Vorgang zur 
Fristverlängerung dem Staatsanwalt vorgelegt. Die Be­
endigung des Fristenlaufs sehen die Mitarbeiter der 
Steuerfahndung in einer formellen Verfügung über den 
Abschluß des Verfahrens, während danach der Vorgang 
noch mehrere Tage, oft über eine Woche, im Schreib­
tisch des Sachbearbeiters bis zur Abgabe an den 
Steuerstrafsachbearbeiter liegen bleibt, wohin sämt­
liche fertig ermittelten Verfahren abgegeben werden. 
Wenn nach einer sog. Verfahrenseinleitung nach § 204 
AbgO die Prüfung des Sachverhalts den Verdacht des 
Vorliegens eines Abgabenverbrechens nicht bestätigt, 
wird das „Verfahren“ nach § 210 AbgO eingestellt.

Bei der Anwendung des § 204 AbgO, die nach Aus­
kunft der Mitarbeiter der Steuerfahndung Leipzig auf 
einer Anleitung des Ministeriums der Finanzen und 
dem Lehrmaterial verschiedener Finanzschulen beruht, 
verkennen sie die strafprozessuale Bedeutungslosigkeit 
dieser Gesetzesbestimmung. § 204 Abs. 1 AbgO lautet: 

„Das Finanzamt hat die steuerpflichtigen Fälle zu 
erforschen und von Amts wegen die tatsächlichen 
und rechtlichen Verhältnisse zu ermitteln, die für die 
Steuerpflicht und die Bemessung der Steuer wesent­
lich sind. Es hat Angaben der Steuerpflichtigen auch 
zugunsten des Steuei pflichtigen zu prüfen.“
Er besagt damit nichts anderes als die Pflicht der Ab­

gabenverwaltung, alle für die Höhe der festzusetzenden 
Steuer maßgebenden Umstände, in der Hauptsache auf 
Grund der vom Steuerpflichtigen eingereichten Steuer­
erklärung zu ermitteln. Darauf weist schon § 205 Abs. 1 
AbgO hin. § 204 AbgO gibt der Steuerfahndung keine 
Möglichkeit zur Durchführung strafprozessualer Maß­
nahmen und setzt keine Fristen des Ermittlungsver­
fahrens in Lauf. Es ist deshalb auch gesetzwidrig, wenn 
lediglich nach der sog. Verfahrenseinleitung nach § 204 
AbgO oder § 15 PreisstrafrechtsVO Beschuldigtenver­
nehmungen im Sinne der Strafprozeßordnung durch­
geführt werden. Ebenso strafprozessual bedeutungslos 
ist § 210 AbgO, der in Abs. 1 sagt, daß die Abgaben­
verwaltung nach Abschluß der Ermittlungen die Steuer 
durch Steuerbescheid festsetzt, nicht aber von der Ein­
stellung eines Verfahrens spricht. Im Ergebnis läuft 
die Anwendung der §§ 204, 210 AbgO auf nichts anderes 
als auf eine Umgehung der 24-Stunden-Frist hinaus. 
Die Prüfung des mit einer Anzeige vorgetragenen 
Sachverhalts muß entweder zur Einleitung eines Er­
mittlungsverfahrens nach § 106 StPO oder zum Absehen 
von der Einleitung eines Verfahrens führen. Jede an­
dere Möglichkeit ist ausgeschlossen.

Weitere durch die Überprüfung der Steuerfahndung 
aufgedeckte Gesetzesverletzungen sind z. B. die 
Durchführung von Beschuldigtenvernehmungen vor 
oder ohne Einleitung eines Ermittlungsverfahrens und
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